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Senatsverwaltung für Inneres und Sport

 Herrn Abgeordneten Gunnar Lindemann (AfD)

über
die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/18132
vom 5. Februar 2024
über Polizeieinsatz in Marzahn am 4.2.24 / Körperverletzung

---------------------------------------------------------------------------------------------------------

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung: Laut Medienberichten kam es in Marzahn zu einer Körperverletzung:
https://www.morgenpost.de/berlin/polizeibericht/article241575828/23-Jaehriger-in-Marzahn-beleidigt-

und-angegriffen.html

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der Ermittlungen?

2. Konnten die Täter ermittelt werden? Falls nein, warum nicht? Und wird öffentlich gefahndet?
3. Haben die Täter einen Migrationshintergrund? Falls ja, welchen?

4. Was ist zu den Tätern sonst bekannt?

5. Wie konnte die Situation derart eskalieren?

Zu 1. bis 5.:

Die Ermittlungen werden derzeit in einem Fachkommissariat für politisch motivierte

Kriminalität -rechts- und Hasskriminalität der Abteilung Polizeilicher Staatsschutz des

Landeskriminalamts Berlin geführt.
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Zum Schutz der laufenden Ermittlungen können in dem zudem noch sehr frühen

Verfahrensstadium keine weiteren Auskünfte zum Stand der Ermittlungen erteilt werden.

6. Was wird der Senat zukünftig unternehmen, um die Bürger in Marzahn besser zu schützen?

Zu 6.:

Die Sicherheitslage im Bezirk Marzahn ist Gegenstand einer stetigen Gefahrenanalyse

durch die Polizei Berlin. Sollten hierdurch gefährdungsrelevante Aspekte erkennbar

werden, die polizeiliches Handeln erfordern, werden durch die Polizei Berlin die

entsprechenden lageangepassten und erforderlichen Maßnahmen initiiert und

durchgeführt.

Berlin, den 14. Februar 2024

In Vertretung

Christian Hochgrebe

Senatsverwaltung für Inneres und Sport


